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DAS GANZE SPEKTRUM 
GEBÜNDELT IN EINEM  
PARTNER.

LOHNPRODUKTION

DISTRIBUTION
LOGISTIKSOURCING

Über 20.000 Kunden weltweit vertrauen auf 
uns als ihren Single Sourcing Partner für die 
bedarfsgerechte und sichere Distribution  
ihres chemischen Bedarfs.  
Kunde werden auf hugohaef fner.com

Wenn es um synthetische Polymerpartikel geht, sind wir die 
Expert*innen an Ihrer Seite.

 ■ Greifen Ausnahmen für Sie?
 ■ Müssen Sicherheitsdatenblätter angepasst werden? 
 ■ Sind Sie von Berichtspflichten betroffen?
 ■ Haben Sie schon Ihre relevanten Daten identifiziert? 
 ■ Gelten für Sie Fristen? 

chemicals
compliance
consulting

Sicherheit beginnt mit UMCO

Mikroplastik

Kennen Sie Ihre Betroffenheiten 
und Pflichten? 

reach-beratung.umco.de

Kreislaufwirtschaft fördert Innovation
Öffentliche Förderung markenrechtlicher Geschäftsmodelle von NGOs setzen falsche Anreize

A ls ob die Herausforderun-

gen für eine erfolgreiche 

Kreislaufwirtschaft nicht 

schon groß genug wären, werden sie 

auch noch von öffentlich geförderten 

Nichtregierungsorganisationen (NGOs) 

und neuen Prinzipien verkompliziert, 

wie dem 10-R-Modell der Kreislaufwirt-

schaft, einer Weiterentwicklung des 

3-R-Konzepts: Reduce, Reuse, Recycle. 

Demgegenüber sinnvoll und zu begrü-

ßen sind Maßnahmen auf EU-Ebene, 

die eine vertragliche Einschränkung 

von Reparaturen gekaufter Produkte, 

selbst bei Zustimmung durch den Kun-

den, verbieten. 

Bereits seit 1903 ist in Deutsch-
land Pfand auf Mehrwegflaschen 
etabliert. Seit den 1990er Jahren 
existiert ein Duales System für Ver-
kaufsverpackungen. Weitere eta
blierte Maßnahmen zur Förderung 
der Kreislaufwirtschaft sind genera-
tionenübergreifende Verwendung, 
Wiederverwendung, Mehrwegsystem, 
Reparieren, Recycling sowie die Rück-
gewinnung von Rohstoffen. Darüber 
hinaus ist für eine funktionierende 
Kreislaufwirtschaft ein marktwirt-
schaftlicher und innovationsfreund-
licher gesetzlicher Rahmen erforder-
lich. Unternehmen sollten dabei nicht 
in zertifizierte Lizenzsysteme und 
Dauerschuldverhältnisse von Mar-
keninhabern gedrängt werden. Auch 
die Forderung zur Offenlegung von 
Produktions-Know-how ist zurück-
zuweisen, wie sie z. B. Konzepte 
wie Product-as-a-Service, Cradle-
to-Cradle oder auch das Ende 2023 
veröffentlichte und mit öffentlichen 
Mitteln finanzierte Diskussionspapier 
„Wertvoll für die Kreislaufwirtschaft, 
aber zu gut geschützt“ von German-
watch. Die NGO beruft sich darin auf 
ein Rechtsgutachten einer Kanzlei. 
In diesem werden sog. Zielkonflikte 
mit dem Immaterialgüterrecht, wie 

Designrecht und Patentrecht, identi-
fiziert, die in dem genannten Ausmaß 
nicht vorliegen. Die Publikation for-
dert u. a. ein Recht auf Reparatur in 
Bezug auf Design- und Patentschutz 

gegenüber den jeweiligen Rechte
inhabern.

Aktuelle Schutzrechte verhindern  
Kreislaufwirtschaft nicht

Dabei wird verkannt, dass es im euro-
päischen Recht einen umfänglichen 
Erschöpfungstatbestand gibt: Das 
heißt, wurde ein Produkt in Verkehr 
gebracht, kann der Rechteinhaber 
nicht mehr kontrollieren, wie dieses 
weiterverkauft, verschenkt oder ver-
liehen wird. Sein Vertriebsrecht an 
diesem konkreten Produkt gilt als 
erschöpft. 

Das Designgesetz regelt, dass sich 
die Rechte aus einem eingetragenen 

Design nicht auf Handlungen, die 
ein Erzeugnis betreffen erstreckt, 
in das ein unter den Schutzumfang 
des Rechts an einem eingetragenen 
Design fallendes Design eingefügt 

oder bei dem es verwendet wird, 
wenn das Erzeugnis vom Rechtsin-
haber oder mit seiner Zustimmung 
in der EU oder dem europäischen 
Wirtschaftsraum (EU/ERW) in den 
Verkehr gebracht worden ist. 

Eine Entsprechung gibt es im 
Patentrecht, die im Einheitspatentsys-
tem gesetzlich normiert wurde. Auch 
für Bündelpatente gilt der Erschöp-
fungsgrundsatz in Deutschland ent-
weder aus der Übertragbarkeit der 
Regelung aus dem Einheitspatentge-
setz oder nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs (BGH). So ist 
gemäß dem BGH das Ausschließlich-
keitsrecht aus einem Patent, das ein 
Erzeugnis betrifft, hinsichtlich solcher 
Exemplare des geschützten Erzeug-
nisses erschöpft, die vom Patent
inhaber oder mit seiner Zustim-
mung in Verkehr gebracht worden 
sind. Ebenso ist der bestimmungs-
gemäße Gebrauch der Erzeugnisse 
zulässig, den der BGH deutlich vor 
2023 konkretisiert hat. So soll auch 
die Erhaltung und Wiederherstel-
lung der Gebrauchstauglichkeit zum 
bestimmungsgemäßen Gebrauch zäh-
len, wenn eine Beeinträchtigung der 
Funktions- oder Leistungsfähigkeit 
des in den Verkehr gebrachten Exem-
plars durch Verschleiß, Beschädigung 
oder aus anderen Gründen eingetre-
ten ist. Ein Austausch von Verschleiß-
teilen gilt als Wartung, wenn diese 
bspw. auf Grund der Formgebung 
keiner Funktion dienen. 

Nicht als Wiederherstellung gel-
ten Maßnahmen, die nicht mehr die 

Identität des in Verkehr gebrachten 
Exemplars wahren, sondern darauf 
hinauslaufen, tatsächlich das patent-
gemäße Erzeugnis erneut herzustel-
len. Die Neuherstellung bleibt dem 
Patentinhaber vorbehalten. Innerhalb 
von Grenzen ist somit auch in der 

Kreislaufwirtschaft ein Refurbishment 
im Sinne von geprüft, gereinigt und 
repariert patentrechtlich möglich. 

Darüberhinausgehende Maßnah-
men können diesseits nicht mehr als 
im Sinne einer Kreislaufwirtschaft 
begründet werden und könnten u. a. 
dem Wunsch einer leistungslosen 
Aneignung von Geschäftsgeheim-
nissen, einem Geschäftsmodell oder 
Ablehnung von gewerblichen Eigen-
tumsrechten entspringen. Auch ein 
Recycling der Erzeugnisse oder eine 
Wiedergewinnung von Rohstoffen 
stellen keine Hindernisse dar, sofern 
keine spezifischen Schutzrechte bspw. 
auf entsprechende Verfahren vorlie-
gen.

Abgrenzung zur Neuherstellung wichtig

Die von Germanwatch im Dezem-
ber 2023 vorgeschlagene „Repa-
raturklausel“ im Patentrecht war 

zum damaligen Zeitpunkt bereits 
durch die Gesetzeslage und deut-
sche Rechtsprechung überholt. Auch 
erscheint es überflüssig Open-Hard-
ware-Lizenzen vorzuschlagen, wenn 
dieser Vorschlag nicht dem Versuch 
entspringt, dies langfristig gesetzlich 

zu fordern. Überbordende Umwelt-
zertifizierungen als Geschäftsmodelle 
mit Lizenzen für die Benutzung von 
Marken von NGOs unter Nutzung von 
Geschäftsgeheimnissen der Schutz-
rechtsinhaber sollte seitens der EU 
eingedämmt werden, um Investitio-
nen in technische Innovationen nicht 
zu gefährden. 

So enthält der „Draghi-Report“ 
die Feststellung zur Kreislaufwirt-
schaft: „It is lacking a comprehen-
sive strategy covering all stages of 
the supply chain (from exploration to 
recycling) … . An other obstacle is the 
investment in infrastucture for circu-
larity“. Sinnvoll könnte die Förderung 
einer innovativen Kreislaufwirtschaft 
sein, in der sich Mittelstand, Indus-
trie und/oder Forschungseinrich-
tungen gemeinsam entschließen für 
bestimmte Produktgruppen ein Wie-
deraufbereitungs-, Recyclingverfah-
ren oder Verfahren zur Rückgewin-

nung von Rohstoffen zu entwickeln, 
statt einer Förderung von NGOs ggf. 
mit Lizenzmodellen.

Die Leistungen von technisch 
innovativen Vorreitern sollte zur 
Norm werden. Auch schrittweise 
eingeführte Anforderungen an die 
Funktionsbeständigkeit, Zuverläs-
sigkeit, Reparierbarkeit, Nachrüst-
barkeit, Wiederverwendbarkeit und 
Recyclingfähigkeit wird innovativere 
Produkte „Made in EU“, die durch 
Schutzrechte gegenüber Nachahmern 
geschützt werden können, fördern.

Eine Förderung von EU-For-
schungskooperationen in der Kreis-
laufwirtschaft, insbesondere bei 
modularen Systemen, bieten sich 
an. Dazu kann es sinnvoll sein, bei 
sehr hohen Förderquoten (z. B. ab 
80 %) vorzusehen, dass in der Koope-
ration ein Patentpool gebildet wird 
und zusätzlich individuelle Patente 
angemeldet werden. Im Pool könnte 
bspw. nach einer gewissen Zeit der 
Exklusivität zur Nutzung der Inno-
vationen durch die Kooperations-
partner (bspw. nach Ablauf einer 
Verwertungssperre für Dritte, ggf. 
sechs Jahren), eine Lizenzvergabe 
und Weitergabe von Know-how an 
Dritte vorgesehen werden, um die 
Anwendungen in die Breite zu tragen 
und eine Refinanzierung der Förde-
rung zu ermöglichen.

Es wird daher gefordert, Inno-
vationen und Kooperationen in der 
Kreislaufwirtschaft zu fördern und die 
öffentliche Förderung von NGOs, die 
auf markenrechtlichen, nicht tech-
nisch forschenden Geschäftsmodel-
len beruhen könnten, zu überdenken.

Tanja Bendele, Patentanwältin, 
Ruhr-IP Patentanwälte, Essen

	n bendele@ruhr-ip.com

	n www.ruhr-ip.com
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Zur Person

Tanja Bendele ist Gründungspartnerin 
der Kanzlei Ruhr-IP Patentanwälte und 
vertritt Mandanten in den Bereichen 
Chemie, Pharmazie, Life Sciences, Medi-
zintechnik, 3D-Technik, Batterietechno-
logie und Verfahrenstechnik. Sie vertritt 
internationale Konzerne sowie deut-
sche, mittelständische Unternehmen. 
Die promovierte Chemikerin ist deut-
sche Patentanwältin und European Pa-
tent Attorney. Sie studiert Elektrotech-
nik und Informationstechnik. Darüber 
hinaus ist sie Mitglied des Vorstands der 
Patentanwaltskammer, Vorsitzende des 
Ausschusses für Patent- und Gebrauchs-
mustergesetz der Deutschen Patentan-
waltskammer sowie Mitglied des Vor-
stands GRUR Bezirksgruppe West.

Die Neuherstellung bleibt dem  
Patentinhaber vorbehalten.

Innerhalb von Grenzen ist auch  
in der Kreislaufwirtschaft ein Refurbishment 

patentrechtlich möglich.

Tanja Bendele,  
Ruhr-IP
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